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Hamburgs Quartiere sind in Bewegung gekommen. Vor allem im innerstädtischen Be-
reich – in St. Pauli, St. Georg, in der Sternschanze, aber auch in weiteren Stadtteilen 
– haben sich Dutzende von Gruppen und Initiativen gegründet und Mitte September 
2009 zum Netzwerk »Recht auf Stadt« zusammengeschlossen. Auch die Bürgerschaft 
hat sich am 9. Dezember 2009 des Themas angenommen, nachdem eine Große An-
frage der Fraktion DIE LINKE (Bürgerschafts-Drucksache 19/4468 vom 24. Novem-
ber, herunterzuladen über die Parlamentsdokumentation der Hamburgischen Bürger-
schaft) und die Antwort des Senats nochmals zentrale Daten zur Gentrifi zierung vor 
allem in den citynahen Vierteln erbracht haben.

Vor Ort überlegen die verschiedensten Zusammenschlüsse von AnwohnerInnen, was 
sie gegen die anhaltende Aufwertung ihrer Quartiere und die daraus oftmals resultie-
rende Verdrängung tun können. Zu den aufgestellten Forderungen gehören immer häu-
fi ger die Einführung von Sozialen Erhaltungsverordnungen (wahlweise auch als Soziale 
Erhaltensverordnung oder Soziale Erhaltenssatzung bezeichnet) und Umwandlungsver-
ordnungen. Die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft möchte mit 
dieser Broschüre über diese gesetzlichen Instrumente, ihre Voraussetzungen und An-
wendungsmöglichkeiten, aber auch über die Grenzen informieren.

Soziale Erhaltenssatzungen und Umwandlungsverordnungen sind ein wichtiges Mit-
tel, um das Tempo insbesondere in Vierteln, die von Aufschickung und der Umwand-
lung von meist günstigen Miet- in teilweise superteure Eigentumswohnungen bedroht 
oder bereits geprägt sind, zu drosseln. Die in solchen Vierteln ebenfalls festzustellende 
Mieterhöhungswelle begrenzen sie jedoch nur in eingeschränktem Maß. Dafür sind an-
dere Wege zu beschreiten, besser noch: neue Instrumente zu schaffen.



3Wie haben sich die Wohnungs-
verhältnisse in Hamburg verändert?

Ende 2008 hat die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft un-
ter dem Titel »Mehr, bessere und preiswerte Wohnungen!« ihre »Eckpunkte ei-
ner sozialen Wohnungspolitik für Hamburg« vorgelegt (zu erhalten in den Partei-
büros oder herunterzuladen über die Website www.linksfraktion-hamburg.de). 
Die darin getroffenen Aussagen zur Lage des aktuellen Mietwohnungsmarktes 
gelten unverändert: »Das Angebot an preisgünstigen Wohnungen in Hamburg 
ist knapp und verringert sich weiter. Mehrere Faktoren haben zu dieser miss-
lichen Situation beigetragen:
■ Die Einwohnerzahl Hamburgs steigt stärker als in anderen deutschen Me-

tropolen. Mit einem Bevölkerungszuwachs um 0,5% steht Hamburg an der 
Spitze aller Bundesländer.

■ Im Trend nimmt die Haushaltsgröße kontinuierlich ab. Damit wächst aber 
gleichzeitig die Zahl der Haushalte, die mit Wohnraum versorgt werden müs-
sen.

■ Der Umfang des Mietwohnungsbaus – gerade auch des sozialen Wohnungs-
baus – ist vollkommen unzureichend.

■ Die Mieten in neu errichteten Einheiten des sozialen Wohnungsbaus sind zu 
hoch und können von GeringverdienerInnen oder Haushalten mit Transfer-
einkommen oft nicht aufgebracht werden.

■ Die Situation wird dadurch verschlechtert, dass immer mehr Wohnungen aus 
der Sozial- bzw. Mietpreisbindung herausfallen.

■ Der Bedarf an kostengünstigen Mietwohnungen wird künftig steigen, da je-
dem dritten Haushalt die Altersarmut droht.

Preiswertes Wohnen ist seit langem kein Ziel des Hamburger Senats mehr.«1

Durch die weitere Arbeit der Fraktion DIE LINKE in der Bürgerschaft und die 
Kontakte zu den stadtteilpolitisch engagierten Gruppen können wir heute die 
Dramatik auf dem Wohnungsmarkt sehr viel exakter beschreiben: Der anwach-
sende Mangel an Wohnraum hat zu überdurchschnittlich hohen Mietpreissteige-
rungen insbesondere in den innenstädtischen Lagen geführt. Wesentlich wurde 
dies verursacht durch die Politik des Senats, die den sozialen Wohnungsneubau 
nahezu auf Null zurückgefahren hat – bei gleichzeitigem Abbau des Bestandes 
der immer noch stadteigenen SAGA GWG alljährlich um einige Tausend Woh-
nungen. Einige Schlaglichter mögen die falsche Richtung illustrieren, die die 
Stadtentwicklungspolitik in den vergangenen Jahren gegangen ist:2

1 Joachim Bischoff/Michael Joho/Antje Schellner, Mehr, bessere und preiswerte Wohnungen! 
Eckpunkte einer sozialen Wohnungspolitik für Hamburg, Hamburg 2008, S. 5

2 Vor allem Drucksache 19/4468 und neueste Erhebungen des Instituts Forschung + Beratung 
für Wohnimmobilien und Umwelt GmbH vom Oktober/November 2009.
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4 ■ Die Neuvermietungsmieten im Hamburger Bestand frei fi nanzierter Woh-
nungen sind seit 2005 um 10%, in den vergangenen beiden Jahren alleine je-
weils um durchschnittlich 3,7% angestiegen.

■ Die Mieten in den innerstädtischen Quartieren wachsen schneller, alleine von 
2005 bis September 2009 sind sie in St. Georg um 11,2%, in Ottensen und 
Altona-Altstadt um 12,2% und in St. Pauli sogar um 27,7% angewachsen.

■ Bei der Vergabe von städtischen Grundstücken werden spätestens seit dem 
Jahre 2005 private Investoren und Eigentümer bevorzugt, während an Genos-
senschaften, Baugemeinschaften und soziale Träger nicht einmal 10% dieser 
Liegenschaften gegangen sind.

■ Auf (ehemals) städtischen Liegenschaften ist mit 508.300 qm Bruttogeschoss-
fl äche zwischen 2002 und 2008 nahezu drei Mal so viel Gewerberaum ent-
standen wie für Wohnzwecke (173.800 qm), obwohl das Ziel einer »wach-
senden Stadt« verfolgt wird und bis zu einer Million qm Bürofl äche z.T. schon 
seit langem leer stehen.

■ Die Anzahl der Höchstgebotsverfahren hat zugenommen, Wohnbaugenossen-
schaften haben de facto keine Chance, günstige(re) Sozialwohnungen zu er-
richten.

■ Die Zahl der neu errichteten Wohneinheiten im Geschosswohnungsbau auf 
(ehemaligen) Grundstücken der Freien und Hansestadt Hamburg ist von 2.058 
im Jahre 1999 auf 341 im Jahr 2009 (I. bis III. Quartal) zurückgegangen.

■ Die Zahl der Sozialwohnungen fi el von 150.172 (2000) auf 105.873 (2009), 
obwohl die Bevölkerung in diesem Zeitraum um rund 70.000 Menschen an-
gewachsen ist und die Armut sprunghaft zugenommen hat – so leben heute 
in der Stadt ein Drittel mehr EmpfängerInnen von Transferleistungen als vor 
zehn Jahren.

In den innerstädtischen, besonders in den vom Prozess der Gentrifi zierung be-
troffenen Stadtteilen sinkt die Anzahl der MigrantInnen, der Kinder und Fami-
lien. Gleichzeitig nimmt hier der Anteil der Single-Haushalte zu und beträgt in 
St. Georg mittlerweile rund 66%.

Diese für das soziale Gleichgewicht nachteilige Entwicklung befördert der 
Senat nicht nur durch den massiven Rückgang des (sozialen) Wohnungsneu-
baus, sondern auch durch seine »Leuchtturmpolitik«. Diese läuft seit langem 
darauf hinaus, die Attraktivität der »Marke Hamburg« zu erhöhen, um einkom-
mensstarke Schichten (»Leistungsträger«) und Touristen (1999: 4,7 Mio. Über-
nachtungen; 7,7 Mio. 2008; für 2020 sind 13. Mio. prognostiziert) im Rahmen 
eines europaweiten Metropolenrankings anzuwerben. Und dies macht Flächen 
und Gebäude nötig, einerseits für den Wohnbedarf von besser Verdienenden 
und Vermögenden, andererseits für immer neue Hotelbauten (mindestens 28 
sind gegenwärtig im Gespräch oder bereits in Planung). Diese Flächen werden 
nicht in den Geschosssiedlungen am Stadtrand gesucht, sondern gerade in den 
attraktiven innerstädtischen Vierteln.
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5In diesen Vierteln läuft die Aufwertung und Verdrängung auf Hochtouren. 
Hier entstehen immer neue Bettenburgen und Gaststätten, während gleichzei-
tig das nahversorgungsorientierte Kleingewerbe zerstört wird. Hier konzentrie-
ren sich Mietpreissteigerungen ebenso wie die Umwandlungen von Miet- in Ei-
gentumswohnungen – mit besonders gravierenden Folgen für die betroffenen 
Stadtteile.

Ein wachsender Anteil des Wohnungsbestandes wurde von günstigen Miet- 
in teure luxussanierte Eigentumswohnungen verwandelt. Der Senat hat es bis-
her nicht für nötig befunden, die Zahlen der Umwandlungen und das Verhältnis 
von Miet- und Eigentumswohnungen in den Vierteln zu erfassen. Für St. Georg 
lassen sich die Daten zumindest hochrechnen, da die örtlichen Gremien hier 
über Jahre erstritten haben, zumindest die Zahlen der Abgeschlossenheitserklä-
rungen (eine solche erteilt das Bezirksamt, bevor eine Miet- in eine »abgeschlos-
sene« Eigentumswohnung umgewandelt werden kann) zu erfahren. Danach sind 
in den letzten elf Jahren in St. Georg rund 650 Abgeschlossenheitserklärungen 
für Wohneinheiten (davon ca. 400 in Altbauten) und knapp 60 für Gewerbeein-
heiten erteilt worden. ExpertInnen gehen davon aus, dass in etwa zwei Dritteln 
der Fälle auch tatsächlich ein Verkauf der jeweiligen Wohnung erfolgte. Das aber 
hieße, dass mehr als 400 Miet- in Eigentumswohnungen real umgewandelt wur-
den, was zusammen mit den 200 neu errichteten Eigentumswohnungen bedeu-
tet, dass die so genannte Eigentumsquote bei rund 5.000 Wohneinheiten in St. 
Georg in gerade einmal einem Jahrzehnt um mehr als 12% angewachsen ist.

Den Senat interessierten diese Entwicklungen bisher nicht. Über einen lan-
gen Zeitraum traf diese Haltung auch auf das SPD-geführte Bezirksamt Ham-
burg-Mitte zu, das die Forderung nach einem Umwandlungsstopp und einer So-
zialen Erhaltenssatzung – von den Stadtteilgremien seit Ende der 1990er Jahre 
immer wieder auf die Tagesordnung gesetzt – bis vor einigen Monaten schlicht 
abgelehnt hat.

Die Umwandlungen führen langfristig zu einer Verdrängung der ansässigen 
Wohnbevölkerung. Die Fluktuation insbesondere in den innenstadtnahen Vier-
teln gefährdet an verschiedenen Brennpunkten mittlerweile den gewachsenen, 
sozial-kulturellen Zusammenhalt und die Identität der betroffenen Quartiere. 
Dieser negativen Entwicklung – so die Forderung der LINKEN – muss Einhalt 
geboten werden. Ein Mittel, die Umwandlungswelle zu drosseln und damit der 
Spekulation in boomenden Quartieren entgegenzuwirken, sind die Sozialen Er-
haltungssatzungen und eine damit verbundene Umwandlungsverordnung.
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6 Was ist eine Soziale 
Erhaltungsverordnung?
Geregelt ist das Thema Erhaltungssatzung grundlegend im Baugesetzbuch 
(BauGB):

§ 172 Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten (Erhal-
tungssatzung).
(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungsplan oder durch eine sonstige 
Soziale Satzung Gebiete bezeichnen, in denen
1. zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes auf Grund sei-
ner städtebaulichen Gestalt,
2. zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung oder
3. bei städtebaulichen Umstrukturierungen
der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen 
der Genehmigung bedürfen.

Aus diesem Paragraphen lassen sich zwei verschiedene Arten von Erhaltungs-
satzungen ableiten: einmal die so genannte Städtebauliche Erhaltungssatzung, 
zum anderen die Soziale Erhaltungssatzung. Erstere dient dazu (z.B. in einem ar-
chitektonisch interessanten Altbauquartier), vorhandene historische Gebäude 
oder ganze Häuserzeilen unter einen besonderen Schutz zu stellen, um sie vor 
dem Abriss zu bewahren (§ 172, Abs. 1, Satz 1 Nr. 1 BauGB). Der zweite As-
pekt, und nur auf den beziehen wir uns hier, dient dem Erhalt der Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung bzw. der vorhandenen Sozialstruktur (§ 172 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2 BauGB).

Voraussetzungen für eine Soziale Erhaltungssatzung
Es geht also darum, ein abgegrenztes Gebiet zu bezeichnen, für das eine Sozi-
ale Erhaltungssatzung geprüft und erlassen werden kann. Zur Eingrenzung der 
Voraussetzungen für den Erlass einer solchen Sozialen Erhaltungssatzung zitie-
ren wir aus einem Material der Behörde für Stadtentwicklung und Umwalt (BSU) 
vom Dezember 2008:3

»Als Voraussetzung für den Erlass einer Sozialen Erhaltungsverordnung müs-
sen zwei Komplexe getrennt geprüft werden:

3 Aus dem BSU-Papier »Soziale Erhaltungsverordnung und Umwandlungsverordnung« vom De-
zember 2008. Wir geben zu bedenken, dass dieses Papier aus einer Behörde stammt, die sich in 
den vergangenen Jahren gerade nicht darum bemüht hatte, die soziale Zusammensetzung der in-
nerstädtischen Quartiere zu sichern.
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7A. Die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung:
Eine Bevölkerungsstruktur mit Besonderheiten im Vergleich zu anderen Wohnge-
bieten ist nicht Voraussetzung. Wichtig sind die ›Bewährtheit‹ der Bevölkerungs-
struktur und die ›Intaktheit des Gebietes‹. Die Erhaltungsverordnung bezweckt 
einen strukturellen Bestandsschutz. Die vorgefundene Zusammensetzung darf 
unter städtebaulichen Aspekten nicht negativ zu bewerten sein. Es geht nicht 
um einen individuellen Schutz der vorhandenen einzelnen Mieter. Obwohl das 
Städtebaurecht auch sozialen Zielvorstellungen im Rahmen der Stadtentwick-
lungspolitik dienen soll, muss sorgfältig darauf geachtet werden, dass rein sozi-
ale Gründe (Mieterschutz) nicht unmittelbar im Vordergrund stehen. Die Erhal-
tungsverordnung dient nicht der Schließung von Lücken im sozialen Mietrecht. 
Solange im Gebiet durch Wechsel und Austausch die soziale Zusammenset-
zung bzw. die vorhandene Struktur erhalten bleibt, besteht kein Regelungsbe-
darf. Die Erhaltungsverordnung darf nicht dazu genutzt werden, der Wohnbe-
völkerung in bestimmten Quartieren im Ergebnis ein andauerndes Recht zum 
Wohnen zu sichern. Mittelbar kann sich jedoch – in zulässiger Weise – aus den 
städtebaulich bodenrechtlich begründeten Erhaltungszielen der Schutz beste-
hender Mietverhältnisse ergeben.
B. Die besonderen städtebaulichen Gründe, die das Ziel rechtfertigen, die Bevöl-
kerungsstruktur zu erhalten:
Diese Gründe stellen den erforderlichen städtebaulichen Bezug her. Damit ist 
die besondere städtebauliche Situation in einem räumlich abgegrenzten Gebiet 
gemeint. Das BauGB geht dabei von einem erweiterten Städtebaubegriff aus, 
der sich weniger auf rein bauliche Veränderungen bezieht, als vielmehr auf die 
gebietsspezifi sche Wechselbeziehung zwischen baulichen Strukturen und Nut-
zern. Im Vordergrund steht die Angewiesenheit der Wohnbevölkerung auf ein 
Gebiet und seine Einrichtungen. Besondere städtebauliche Gründe sind im All-
gemeinen alle sich aus der Verdrängung der Wohnbevölkerung ergebenden ge-
wichtigen städtebaulichen Auswirkungen. Eine Änderung der Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung muss nachteilige städtebauliche Folgen befürchten las-
sen. Besondere städtebauliche Probleme, welche aus der Verdrängung der Be-
wohner resultieren, können sein:
■ Die Angewiesenheit der Bevölkerung auf das Gebiet in seinem gegenwärtigen 

Zustand, u.a. im Hinblick auf Wohnungen und Infrastruktur, ist ein besonde-
rer städtebaulicher Grund. Städtebauliche Gründe erfordern die Erhaltung 
der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung, wenn das betreffende Gebiet 
für die Bedürfnisse und Belange der dort Wohnenden in besonderer Weise 
geeignet ist und wenn ohne Erhaltungsverordnung die Wohn- und sozialen 
Bedürfnisse der Bevölkerung in einer städtebaulich erheblichen Weise be-
einträchtigt würden.

■ Der Schutz anderer Stadtquartiere vor nachteiligen Auswirkungen solcher 
Verdrängungen stellt einen besonderen städtebaulichen Grund dar. Nach 
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8 dem Hessischen Verwaltungsgericht ist Erhaltungsziel die Verhinderung von 
Abwanderungsbewegungen in andere Gebiete, wo erneut Verdrängungspro-
zesse mit städtebaulich ins Gewicht fallenden infrastrukturellen Auswirkungen 
eintreten können. Werden z.B. Mieter mit einem mittleren Einkommen ver-
drängt, so ziehen sie großenteils in Gebiete, in denen Menschen mit gerin-
gerem Einkommen wohnen und verdrängen wiederum diese Bevölkerung.

■ Eventuell noch größeres Gewicht kommt aber den Auswirkungen auf die 
Wohnverhältnisse zu. Es muss Bauland bereitgestellt werden. Geeigneter Er-
satzwohnraum, in der Regel unter Einsatz öffentlicher Gelder, sowie die er-
forderliche Infrastruktur müssen geschaffen werden.

Größte Sorgfalt muss auf den Nachweis der besonderen städtebaulichen Gründe 
gelegt werden. Wird nur mit wohnungs- oder mietpolitischen Gesichtspunkten 
argumentiert, um ein Erhaltungsgebiet zu rechtfertigen, so bestehen erhebliche 
Risiken bezüglich juristischer Anfechtbarkeiten.

Der Untersuchungs- und Befragungsaufwand zur Feststellung der besonde-
ren städtebaulichen Gründe ist erheblich. Vage Befürchtungen als Hinweise auf 
mögliche Verdrängungen reichen nicht aus. Weitergehende Untersuchungen ins-
besondere über die Bevölkerungsstruktur und die sich aus der Veränderung der 
Bevölkerungszusammensetzung ergebenden nachteiligen städtebaulichen Auswir-
kungen sind erforderlich und sollen zu möglichst sicheren Prognosen führen.

Das Aufwertungspotenzial (Gebäude- und Wohnungsstruktur mit mietrele-
vanten Modernisierungsmöglichkeiten), das Verdrängungspotenzial (Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung, die durch mietrelevante Modernisierungen oder 
Umwandlungen gefährdet erscheint) und der Verdrängungsdruck müssen in aus-
reichendem Maße vorhanden sein. Die entsprechenden einzelnen Indikatoren 
wie Wohndauer, Sozialstruktur der Bewohner, Einkommen, Wohnungsausstat-
tung und Miethöhe, Modernisierungsgrad, Eigentümerwechsel, Umwandlungs-
tätigkeit sind dazu im Rahmen einer Repräsentativerhebung zu ermitteln. Für 
den Erlass einer Sozialen Erhaltungsverordnung müssen solche juristisch ge-
nau defi nierten Voraussetzungen erfüllt sein.

Ausreichend sind aber bereits Anzeichen für den Beginn eines Verdrängungs-
prozesses; die Gemeinde/Stadt muss nicht so lange warten, bis sie vor neue 
städtebauliche Probleme gestellt ist. Bei der gebotenen gebietsbezogenen Be-
trachtungsweise reicht es für die Festlegung von Gebieten aus, den ›Anfängen 
zu wehren‹. Die Erhaltungsverordnung verfehlt ihren Zweck, wenn der Struk-
turwandel bereits erfolgt oder soweit fortgeschritten ist, dass die wesentlichen 
Auswirkungen auf die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung bereits einge-
treten sind.«

Diese Ausführungen aus dem Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Boden-
ordnung sind ein Beleg für die spezielle Sicht der BSU auf die Voraussetzungen 
einer Sozialen Erhaltungsverordnung. Die Auslegung des rechtlichen Rahmens 
ist zentral von den politischen Vorgaben abhängig. Und die zielten in den ver-
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9gangenen Jahren eher darauf ab, Soziale Erhaltensverordnungen zu verhindern. 
Gleichwohl gibt es sich in den Ausführungen Punkte, deren Kenntnis für die Aus-
einandersetzung hilfreich ist.

Verfahren bis zum Erlass einer Sozialen Erhaltungsverordnung
Wie kommt eine Soziale Erhaltungsverordnung zustande? Nötig ist dafür in Ham-
burg zunächst eine vom zuständigen Bezirksamt bei einem nichtstaatlichen Ins-
titut in Auftrag gegebene Vorstudie. In dieser so genannten Plausibilitätsbetrach-
tung wird geprüft, ob genügend Anhaltspunkte für einen weiteren Schritt gegeben 
sind: die Durchführung einer Hauptstudie. Ergebnis der ersten Phase ist neben 
der vorläufi gen Einschätzung auch ein Vorschlag für das genauer zu untersu-
chende Gebiet. Wenn das Bezirksamt zu dem Schluss kommt, dass genügend 
Kriterien erfüllt sind, wird der zweite Schritt in Form einer repräsentativen Erhe-
bung eingeleitet. Auch hierfür wird wieder ein externes Institut beauftragt.

»Bei der entscheidenden Repräsentativerhebung zur Aufrechterhaltung der 
Sozialen Erhaltungsverordnung für die Südliche Neustadt in Hamburg vom 
18. Juni bis zum 31. Oktober 2008 mussten insgesamt 300 Haushalte be-
fragt werden. Zur Berücksichtigung kamen im Rahmen der standardisier-
ten Interviews folgende Erhebungsmerkmale:
■ Gebäude (Baujahr, Dachgeschossausbau)
■ Wohnung (Nutzungsverhältnis, Wohnfl äche, Zimmeranzahl, Nutzungs-

art, geförderte Wohnung, Eigentümerwechsel in den letzten fünf Jahren, 
Umwandlung in eine Eigentumswohnung in den letzten fünf Jahren, Aus-
stattung [Heizung, Bad, Wasserversorgung, Sonstiges]), Modernisierung 
(Modernisierungsmaßnahmen in den letzten fünf Jahren), Art der Moder-
nisierung

■ Sozialstruktur (Sozialstruktur [Anzahl der im Haushalt/in der Wohnge-
meinschaft lebenden Personen], Lebensalter, Anzahl der Berufstätigen, 
Beschäftigungsart, Anzahl der nicht Berufstätigen, Nationalität, Wohl-
stand, [Art des Lebensunterhalts, Einkommenshöhe, §5-Schein, Wohn-
geld, PKW-/Fahrrad-Besitz]), Miete (Höhe der Netto-Kaltmiete, Betriebs-
/Nebenkosten, Zeitpunkt und Grund der letzten Mieterhöhung)

■ Wohnzufriedenheit/Gebietsbindung (Wohndauer, Lage der vorherigen 
Wohnung, Zufriedenheit mit der Wohnung, Zufriedenheit mit der Wohn-
umfeldqualität, Verwurzelung im Stadtteil, Entfernung zum Arbeitsplatz, 
Nutzung öffentlicher Einrichtungen im Gebiet),

■ Veränderungsabsichten/Mobilität (Umzugsabsichten, Umzugsgründe, 
Umzugsziel)«4

4 »Verordnung über eine Repräsentativerhebung im Gebiet der Sozialen Erhaltungsverordnung Süd-
liche Neustadt« vom 10.6.2008, in: »Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt« 2008, S. 221.
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10 Kommt das auf den Umfrageergebnissen der repräsentativen Untersuchung 
und weiteren Daten beruhende Gutachten zu einem Ergebnis, wird eine Empfeh-
lung abgeben. Sollte ein Gutachter zu dem Fazit kommen, in einem bestimmten 
Gebiet sei eine Soziale Erhaltungssatzung nötig, dann bedarf es schlussendlich 
noch der Zustimmung des Senats. Der ganze Akt von der ersten Beauftragung 
(Vorstudie) bis zum Abschluss der Begutachtung (repräsentative Erhebung) dau-
ert beim jetzigen Verfahren ein bis anderthalb Jahre.

Sollte dann der Senat der Aufstellung einer Sozialen Erhaltungssatzung für 
ein genau abgegrenztes Gebiet zustimmen, bereiten das zuständige Bezirksamt 
und die Finanzbehörde den Erlass vor. Die dabei zu erarbeitende Drucksache 
muss abschließend den Senat bzw. die Bürgerschaft passieren. Schlussendlich 
wird die Verordnung veröffentlicht und erlangt damit Rechtskraft.

Auswirkungen einer Sozialen Erhaltungsverordnung
Was bewirkt der Erlass einer Sozialen Erhaltungsverordnung für ein bestimmtes 
Gebiet und dessen BewohnerInnen? Auch hierzu aus dem Material der BSU:
»1. Stufe:
Der Erlass der Erhaltungsverordnung führt zunächst nur einen ›Genehmigungs-
vorbehalt‹ ein. In welcher Form er sich auf den Einzelfall auswirkt, bleibt noch 
offen. Für den Erlass der Verordnung ist keine Bürgerbeteiligung nach § 3 BauGB 
notwendig. Eine schriftliche Begründung der Verordnung ist gesetzlich nicht vor-
geschrieben. Für die Haus- und Grundeigentümer hat der Erlass der Erhaltungs-
verordnung unmittelbar keine Folgen. Die Bürgerbeteiligung kann vor allem des-
halb entfallen, weil sich die Betroffenheit der Eigentümer und der Mieter erst 
im späteren Einzelverfahren zur Genehmigung erweist. Auf die Festlegung als 
Erhaltungsgebiet haben Dritte keinen Anspruch.
2. Stufe:
Sie wird aktiv, wenn ein Eigentümer
■ den Abbruch (mindestens teilweise Beseitigung einer baulichen Anlage),
■ die Änderung (Umgestaltung, d.h. Umbau, Ausbau, Erweiterung) oder
■ die Nutzungsänderung (Änderung der bisherigen Nutzungsart)
einer baulichen Anlage gemäß § 172 Abs. 1 BauGB vornehmen will. Erst im Ge-
nehmigungsverfahren wird seitens der Baugenehmigungsbehörde, in Hamburg 
die Bezirksämter, geprüft und entschieden, ob eine der o.a. Maßnahmen im Wi-
derspruch zu den Erhaltungszielen steht, d.h., ob das beantragte Vorhaben die 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gefährdet.

Der Genehmigungsvorbehalt ist unabhängig vom Bestehen einer Genehmi-
gungs-, Zustimmungs- oder Anzeigepfl icht nach anderen bundes- oder landes-
rechtlichen Vorschriften. Eine Genehmigung für erhaltungsrelevante Vorhaben 
ist auch notwendig, wenn keine Baugenehmigung erforderlich ist. Die Geneh-
migung nach der Erhaltungsverordnung ersetzt andererseits nicht eine erfor-
derliche bauordnungsrechtliche Genehmigung.«
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11In Gebieten der Sozialen Erhaltungsverordnung können HauseigentümerInnen 
also nicht schalten und walten wie sie wollen. Instandsetzungsmaßnahmen (die 
im Übrigen Vermietersache sind und nicht auf die Miete umgelegt werden dür-
fen) sind nach wie vor genehmigungsfrei. Genehmigungspfl ichtig dagegen »sind 
generell alle Maßnahmen, die Einfl uss auf den Bestand, die Größe, den Ausstat-
tungsstandard oder das Mietniveau des vorhandenen Wohnraums haben. Bei 
baulichen Änderungen sind dies Modernisierungen« (alle Zitate stammen aus 
dem BSU-Material).

Der Genehmigungspfl icht unterliegen weiterhin der Abbruch baulicher Anla-
gen, die Änderung baulicher Anlagen (Eingriffe in die Bausubstanz) und etwaige 
Nutzungsänderungen (z.B. bei der Umwandlung von Wohn- in Büroraum). Von 
erheblicher Bedeutung ist auch der Punkt, dass die Stadt von ihrem Vorkaufs-
recht nach § 24 Abs. 1 Nr. 4 BauGB Gebrauch machen kann, wenn in einem 
Gebiet der Sozialen Erhaltungsverordnung Spekulanten tätig werden und Miet-
wohneinheiten aufkaufen, um sie in Eigentumswohnungen umzuwandeln. »Nach 
einer Bundesratsinitiative 1996 konnte die Beschränkung des Kaufpreises bei 
der Ausübung des Vorkaufsrechts auf den [niedrigeren, also nicht spekulativen] 
Verkehrswert durchgesetzt werden.«

Die Idee bei diesen von der Stadt erworbenen Wohneinheiten ist, diese dann 
an akzeptable, sozial orientierte EigentümerInnen (z.B. an Wohnungsgenossen-
schaften) weiterzuverkaufen. »Besteht ein Vorkaufsrecht, so kann seine Aus-
übung unterbleiben, wenn stattdessen mit dem Erwerber eine so genannte Ab-
wendungsvereinbarung nach § 27 BauGB zustande kommt. Darin muss der 
Erwerber weitgehende Zugeständnisse machen, damit die Bewohnerstruktur 
des Grundstücks erhalten bleibt. Wesentliche Bestandteile dieser Vereinbarung 
können sein: Verzicht auf Geltendmachung von Eigenbedarf; Verzicht, Druck auf 
Mieter auszuüben, die Wohnung frei zu machen oder zu erwerben; Neuvermie-
tung nur an Haushalte, deren Einkommen innerhalb bestimmter Grenzen lie-
gen; Ausschluss besonders aufwändiger Modernisierungsmaßnahmen, die über 
den Modernisierungsspielraum hinausgehen; Bindungsfrist über zehn Jahre.« 
Scheitert die Abwendungsvereinbarung, kommt die Realisierung des Vorkaufs-
rechts in Betracht. Die Stadt hält dafür einen (viel zu) kleinen revolvierenden 
(= zurückdrehenden) Fonds vor, aus dem Ankäufe fi nanziert werden können, 
um ihn nach dem Weiterverkauf des Objekts wieder mit dem eingenommenen 
Geld aufzufüllen.

Der Vorteil einer Sozialen Erhaltungsverordnung besteht also darin, dass be-
stimmte Veränderungen seitens des Hauseigentümers genehmigungspfl ichtig 
sind und also auch abgelehnt werden können. Die Anwendung der Sozialen Er-
haltungsverordnung ist damit zu einem Gutteil von den politischen Vorgaben 
des jeweiligen Bezirks und der in diesem Umfeld agierenden Behördenmitar-
beiterInnen abhängig. Es muss aber ganz klar gesagt werden: Die Soziale Erhal-
tungsverordnung setzt keine Mieterhöhungen im Rahmen des geltenden Miet-
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12 rechts außer Kraft (wie z.B. die Kappungsgrenze, nach der die Netto-Kaltmiete 
innerhalb von drei Jahren um maximal 20% erhöht werden darf), von exorbi-
tanten Mietpreissteigerungen bei Neuvermietung ganz abgesehen. Für die Be-
grenzung der Mietpreise bzw. -erhöhungen wären also andere Instrumente an-
zuwenden bzw. zu schaffen.

Was ist eine Umwandlungsverordnung?

Bei der Gentrifi zierung von innenstadtnahen Quartieren spielte in den vergan-
genen Jahren insbesondere die Umwandlung von günstigen Miet- in teilweise 
teure Eigentumswohnungen eine zentrale Rolle. Die Freie und Hansestadt ver-
fügt über keine gesicherten Daten, um wie viele Wohneinheiten es dabei insge-
samt bzw. in den einzelnen Stadtteilen geht. Der einzige Indikator sind die von 
den Bezirksämtern ausgestellten Abgeschlossenheitserklärungen, die die for-
male Voraussetzung für die Umwandlung einer Miet- in eine Eigentumswohnung 
darstellen – und jedes Haus, obwohl es nur ein kleiner Schreibtischakt ist, so-
fort im Wert beträchtlich ansteigen lässt.

Um die Wirksamkeit der Sozialen Erhaltungsverordnungen zu erhöhen, wurde 
zum 1. Januar 1998 eine von Hamburg initiierte Änderung des BauGB vorge-
nommen. Seitdem gibt es auch eine Umwandlungsverordnung, die in Verbin-
dung mit einer Sozialen Erhaltungsverordnung generell die Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen beschränkt bzw. genehmigungspfl ichtig macht. 
Dazu noch einmal das Material der BSU:

»Die Änderung ermächtigt die Landesregierungen, in Gebieten mit Sozialer 
Erhaltungsverordnung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB durch Rechts-
verordnung zu bestimmen, dass die Begründung von Wohnungs- und Teilei-
gentum (Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen) nicht ohne Ge-
nehmigung erfolgen darf. Noch zu errichtende Neubauten sind von dem 
Genehmigungsvorbehalt nicht erfasst.

Am 6.1.1998 hat der Senat die so genannte Umwandlungsverordnung mit 
einer Geltungsdauer von zunächst fünf Jahren eingeführt – ein bundesweit 
immer noch einmaliger Fall. Seitdem muss die Umwandlung von Miet- in Ei-
gentumswohnungen, d.h. die Bildung von Sondereigentum an Wohnungen 
und auch von Teileigentum an Gewerberäumen in Gebieten mit Sozialer Er-
haltungsverordnung ebenfalls beim jeweiligen Bezirksamt beantragt und 
genehmigt werden. Dieser zusätzliche Genehmigungstatbestand gilt ›auto-
matisch‹ für alle Erhaltungsverordnungen. (...)
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13
Die Genehmigung zur Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 

wird in der Regel nicht erteilt, wenn die Zusammensetzung der Wohnbevöl-
kerung aus besonderen städtebaulichen Gründen gefährdet erscheint, also 
insbesondere dann, wenn der Eigentümer in spekulativer Absicht handelt, 
mit den entsprechenden Nachteilen für die Mieter. Es sind aber fünf Ausnah-
men zu beachten, die im BauGB unter § 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2-6 aufgeführt 
sind. Demnach ist eine Umwandlungsgenehmigung zu erteilen, wenn
■ das Grundstück zu einem Nachlass gehört und Wohnungseigentum/

Teileigentum zugunsten von Mietern oder Vermächtnisnehmern begrün-
det werden soll;

■ das Wohnungseigentum/Teileigentum zur eigenen Nutzung an Familien-
angehörige des Eigentümers veräußert werden soll;

■ ohne die Genehmigung Ansprüche Dritter auf Übertragung von Woh-
nungseigentum/Teileigentum nicht erfüllt werden können, zu deren Si-
cherung vor dem Wirksamwerden des Genehmigungsvorbehalts eine Vor-
merkung im Grundbuch eingetragen ist;

■ das Gebäude im Zeitpunkt der Antragstellung auf Begründung von Woh-
nungseigentum/Teileigentum nicht zu Wohnzwecken genutzt wird;

der Eigentümer sich verpfl ichtet, innerhalb von sieben Jahren ab Begrün-
dung des Wohnungseigentums Wohnungen nur an Mieter zu veräußern 
(häufi gster Fall).«

Auch wenn die Umwandlungsverordnung Ausnahmen vorsieht, bleibt im Kern 
doch die Aussage, dass Mietshäuser nicht ohne weiteres in Teileigentum oder 
mehrere Eigentumswohnungen »zerlegt« werden können. Zumindest besteht 
seitens des zuständigen Bezirksamtes die Möglichkeit, eine Umwandlung ab-
zulehnen, weil Spekulation im Spiel ist oder eine Veränderung der sozialen Be-
völkerungsstruktur droht. Auch in diesem Zusammenhang gilt, dass eine Um-
wandlungsverordnung in Verbindung mit einer Sozialen Erhaltungsverordnung 
nur in dem Maße greift, wie die politisch Verantwortlichen dies wollen bzw. wie 
einzelne BehördenmitarbeiterInnen die durch die Verordnung(en) geschaffenen 
Möglichkeiten ausschöpfen.

Wäre, um bei diesem Beispiel zu bleiben, spätestens 1999 eine Soziale Er-
haltungsverordnung samt einer Umwandlungsverordnung für St. Georg erlas-
sen worden, hätte die Umwandlung von über 400 Miet- in teilweise teuerste Ei-
gentumswohnungen und die Verdrängung einer großen Anzahl BewohnerInnen 
vermieden werden können.

Keine Um-
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14 Die Erfahrungen in Hamburg

Für drei Hamburger Stadtteile wurden 1995 Soziale Erhaltungsverordnungen 
erlassen, und zwar für:
■ Eimsbüttel-Nord/Hoheluft-West (Laufzeit 24.1.1995-31.12.2003)
■ Barmbek-Süd/Uhlenhorst (19.7.1995-31.12.2003)
■ Südliche Neustadt (seit dem 19.7.1995)
Ab dem 6. Januar 1998 galt für diese drei Gebiete auch eine Umwandlungsver-
ordnung. Nur zwei Jahre nach der Regierungsübernahme setzte der Hambur-
ger CDU-Schill-Senat die Verordnungen für die beiden erst genannten Gebiete 
zu Ende 2003 außer Kraft. Übrig geblieben ist bis heute lediglich die Südliche 
Neustadt, in der nach wie vor eine Soziale Erhaltungsverordnung samt Umwand-
lungsverordnung in Kraft ist.

Erfahrungen mit den Verordnungen
Um die Wirksamkeit von Sozialen Erhaltungsverordnungen inklusive Umwand-
lungsverordnungen zu überprüfen, sind die drei angeführten Gebiete durchaus 
geeignet. Allgemein lässt sich sagen, dass durch die Regelungen zwar nicht un-
bedingt die Mietpreissteigerungen gedeckelt werden konnten, aber die Welle 
der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen wurde teilweise drastisch 
eingeschränkt.

In Eimsbüttel zum Beispiel wurden im Jahr 1993 insgesamt 895 Anträge auf 
Abgeschlossenheitserklärungen (als Vorstufe für die Umwandlung in Eigentums-
wohnungen) gestellt. Diese Entwicklung war zustande gekommen, obwohl für 
Eimsbüttel-Nord/Hoheluft West bereits im März 1993 für ein »Probejahr« eine 
Soziale Erhaltungsverordnung eingeführt worden war. »Die Hoffnung«, meldete 
damals das »Hamburger Abendblatt« am 8.7.1994, »dass die Umwandlungen 
durch eine Erhaltenssatzung an Attraktivität verlieren, weil die in der Regel fol-
gende Modernisierung der Wohnungen genehmigt werden muss, habe getro-
gen.« Erst die Anfang 1998 erlassene Umwandlungsverordnung hat dieser Um-
wandlungswelle einen Riegel vorgeschoben. Die Auswirkungen gerade dieser 
Verordnung schätzte die Juristin Christiane Hollander vom Verein »Mieter hel-
fen Mietern« (MhM) in einem Vortrag Ende Oktober 2009 nochmals positiv ein: 
»Entgegen der Befürchtung, dass der Genehmigungsvorbehalt bei Umwandlung 
lediglich ein untaugliches Schwert sei, hat sich in der Vergangenheit ergeben, 
dass die Umwandlungsverordnung sehr erfolgreich sein kann. In Eimsbüttel 
sind z.B. in dem Zeitraum von 1994 bis 1997 1.424 Wohneinheiten umgewan-
delt worden. Zum Vergleich: In dem Zeitraum von 1998 bis 2001, also mit Ge-
nehmigungsvorbehalt, sind lediglich 260 Wohnungen umgewandelt worden. In 
Barmbek sind zum Vergleich im Zeitraum von 1994 bis 1997 201 Wohnungen 
umgewandelt worden und in dem Zeitraum von 1998 bis 2001 waren es immer-
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15hin noch 152. Von diesen 152 Wohnungen wurden allerdings 119 in dem Jahr 
1998 umgewandelt. Da in den Vorjahren lediglich 50 Wohnungen pro Jahr um-
gewandelt wurden, ist diese Zahl wohl in dem Zusammenhang zu sehen, dass 
Anträge gestellt wurden, als bekannt wurde, dass die Umwandlungsverordnung 
erlassen wird. Der häufi g angeführte Genehmigungsgrund war, dass die Um-
wandler sich verpfl ichten, an die Mieter zu verkaufen. In Eimsbüttel waren dies 
82%, in Bamrbek 69%, In der Neustadt wurden in dem Zeitraum 1994 bis 1997 
insgesamt 75 Wohnungen umgewandelt. In dem Zeitraum 1998 bis 2001 wurde 
keine Umwandlung mehr vorgenommen.«5

Im Klartext: Durch die Umwandlungsverordnung in Verbindung mit der So-
zialen Erhaltungsverordnung konnten in den betreffenden Quartieren »die Um-
wandlungsfälle auf ein so geringes Niveau reduziert werden, dass nach der Ein-
führung nahezu von einem Stillstand gesprochen werden kann«, so das Resümee 
der »Evaluation der Sozialen Erhaltungsverordnungen und der Umwandlungsver-
ordnung in Hamburg«, die der Senat in Auftrag gegeben hatte und die im Mai 
2003 vorgelegt wurde. Auch in der Antwort des Senats auf die Große Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE6 ist von einer ähnlichen Einschätzung zu lesen: »Erheb-
lich eingeschränkt werden konnten auf kurzfristigen, extrem renditeorientierten 
Umschlag der Immobilien ausgerichtete Tätigkeiten einzelner Umwandler. Das di-
rekte Wirkungsziel der Umwandlungsverordnung bestehend in der Erhaltung von 
Mietwohnraum und der Verhinderung spekulativer Veräußerungen wurde somit 
erreicht«. Nicht erreicht werden konnte dagegen eine Drosselung der Mietpreis-
entwicklung. »In den Gebieten Eimsbüttel-Nord/Hoheluft-West und Barmbek-
Süd/Uhlenhorst setzten sich die Modernisierungstätigkeiten in den meisten Fäl-
len fort, das Mietniveau stieg deutlich an mit Werten weit über dem Durchschnitt 
des Mietenspiegels. Gute Lage-, Image- und sonstige Qualitäten bewirkten, un-
abhängig vom Modernisierungsstandard, starke Mietsteigerungen.«

Tatsächlich hat sich in diesen beiden Gebieten die Bevölkerungsstruktur nach-
haltig verändert zugunsten kleinerer, einkommensstärkerer Haushalte. Die se 
Entwicklung nahm allerdings noch einmal Fahrt auf, als Ende 2003 die Um-
wandlungsverordnung ausgesetzt wurde. »Geiersturzfl ug auf Eimsbüttel« titelte 
deshalb die »taz hamburg« bereits wenige Monate später am 19.4.2004, denn 
»nach dem Wegfall der Umwandlungsverordnung greifen Spekulanten wieder 
begierig nach begehrten Altbaubeständen«, vor allem war dabei das »Eimsbüt-
teler Generalsviertel im Visier«.

So wichtig, wie die Soziale Erhaltungsverordnung und insbesondere die Um-
wandlungsverordnung ist – in nachgefragten Wohnlagen wie z.B. Eimsbüttel 
reicht sie als alleiniges Instrument nicht aus, um die Aufwertung und Verdrän-

5 Aus dem »Erfahrungsbericht soziale Erhaltungsverordnung« von Christiane Hollander vom 26. 
Oktober 2009.

6 Drucksache 19/4468 vom 24.11.2009
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16 gung zu verhindern. Dafür bedarf es weiterer, teilweise erst zu schaffender Ins-
trumente, einer Art Bestandsschutz für die Mieterschaft, einer Begrenzung der 
Mietpreiserhöhungen sowie der Schaffung neuer und günstiger (Sozial-) Woh-
nungen. Andererseits beschränkte die Umwandlungsverordnung für einen ge-
wissen Zeitraum die Gentrifi zierung, ohne sie letztlich verhindern zu können.

Erfahrungen mit den Verordnungen in der Südlichen Neustadt
Interessant bleibt in diesem Zusammenhang die Südliche Neustadt, wo die Ver-
ordnungen seit 1995 bzw. 1998 in Kraft sind und am 9. Dezember 2008 um 
weitere fünf Jahre verlängert wurden. Einem Papier des Bezirksamtes Hamburg-
Mitte ist zu entnehmen, wie sich die Situation Ende 2008 darstellte:

»Evaluation 2008 – Ergebnisse der Haushaltsbefragung (Stichprobe Befra-
gung von 263 Haushalten):
■ 2.374 Wohnungen im Gebiet, davon 80 neue seit 2003,
■ 46% der Haushalte im Gebiet sind neu;
■ wenig Familien, mehr Singles, weniger ganz junge Haushalte und Wohnge-

meinschaften, kaum Yuppisierung;
■ hoher Grad an Erwerbstätigkeit;
■ leichter Anstieg der Haushaltseinkommen, aber die Armen sind noch da (u.a. 

im Ledigenheim);
■ wenig Ausländer (dann überwiegend Portugiesen);
■ hohe Zufriedenheit mit dem Wohngebiet 95%;
■ 47% der Erwerbstätigen arbeiten im Gebiet;
■ kleine und mittlere Wohnungen mit erheblichem Modernisierungspotenzial;
■ Ausstattungsgrad kaum verändert;
■ wenn bauliche Maßnahmen, dann häufi g optische Verbesserungen;
■ einzelne Modernisierungsmaßnahmen bei Mieterwechsel, z.B. Renovierung 

Küche, Bad;
■ Mietpreise und Belastungen: im Durchschnitt 7,76 Euro pro qm, Spanne 3,67 

Euro bis 13,50 Euro;
■ 70% über Mietenspiegelmittelwert, davon 50% oberhalb der Spanne;
■ durchschnittliche Mietbelastung 29% Bruttokaltmiete am Nettohaushaltsein-

kommen;
■ 43% der Haushalte haben Berechtigung zum Bezug einer Sozialwohnung;
■ Bewohner mit niedrigem Einkommen und alte Menschen;
■ schützenswerte Zusammensetzung der Wohnbevölkerung;
■ Aufwertungspotenzial bei Modernisierung und bei Wohnungszusammenle-

gungen;
■ Verdrängungsgefahr bei Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen;
■ Nachfrage nach Wohnungseigentum deutlich gegeben – Spekulationslage 

zentral innerstädtisch;
■ Mietpreise trotz normaler Ausstattung auf relativ hohem Niveau.«
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17Auch das Beispiel der Südlichen Neustadt macht deutlich, dass die Soziale 
Erhaltungssatzung inklusive Umwandlungsverordnung nicht die Mietpreiserhö-
hungen verhindern konnte. Aber der Umstand, dass in diesem Gebiet in den 
vergangenen zehn Jahren nicht eine einzige Umwandlung einer Miet- in eine Ei-
gentumswohnung stattgefunden hat, unterstreicht, dass viele, auch einkom-
mensschwächere Menschen zumindest davor geschützt waren, ihre Wohnung 
infolge einer Umwandlung und der sich daran oft anschließenden Eigenbedarfs-
kündigung verlassen zu müssen.

Im Übrigen zeigen Erfahrungen aus anderen innenstadtnahen Quartieren, dass 
die wachsende Zahl oft sehr teurer Eigentumswohnungen (in St. Georg z.B. mit 
Spitzenwerten bis zu 6.000 Euro je qm) auch das Mietniveau nach oben treibt. 
Insofern trägt die Verhinderung von Umwandlungen und Edelsanierungen ten-
denziell zur Mietpreisdämpfung bei.

Eine verpasste Chance: St. Georg
Kurz bevor die Erhaltungsverordnungen 2003 gegen die Proteste der Mieter-
verbände und der Betroffenen für die Gebiete Eimsbüttel-Nord/Hoheluft-West 
und Barmbek-Süd/Uhlenhorst durch den CDU-Schill-Senat ausgesetzt wurden, 
standen die St. Georger Initiativen vor einem möglichen Erfolg. Seit Ende der 
1990er Jahre war die Forderung nach einer Sozialen Erhaltungsverordnung durch 
den Einwohnerverein erhoben worden, der Stadtteilbeirat hatte dieses Anliegen 
– gegen die Stimmen lediglich des Haus- und Grundeigentümerverbandes so-
wie des örtlichen Bürgervereins – wiederholt durch entsprechende Voten unter-
stützt. So wurde 2001 noch unter Stadtentwicklungssenator Dr. Willfried Maier 
(GAL) ein Prüfungsverfahren in Gang gesetzt. Das Büro »ARGE Kirchhoff/Ja-
cobs« legte im Mai 2002 seinen Abschlussbericht vor und empfahl als Ergeb-
nis der aufwändigen Erhebungen die Einführung einer Sozialen Erhaltungssat-
zung für St. Georg:7

»Entsprechend den Forderungen des BauGB ist, wie dargelegt, eine schüt-
zenswerte Zusammensetzung der Bevölkerung und ein hoher Veränderungs-
druck in Richtung auf eine zahlungskräftige Nachfrage gegeben.

Die städtebaulichen Folgen aus einer Aufwertung bestehen zunächst in ei-
ner Verschlechterung der Lebensbedingungen für die vornehmlich in den Sozial-
wohnungen, Pensionen, Stiften und Heimen verbleibenden einkommensschwä-
cheren Bewohner (Rückgang/Verlust der öffentlichen und privaten Infrastruktur 
und der sozialen Netze).

Der Verlust der Vielfältigkeit der Bewohnergruppen und der alltäglichen Kon-
takte zwischen ihnen wirkt sich darüber hinaus auf die Gesamtstadt aus. Mit dem 

7 Aus der »Untersuchung zur geplanten Erhaltungssatzung gemäß BauGB § 172 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung für einen Teil St. Georgs«, vorge-
legt vom Büro ARGE im Mai 2002.
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18 Wegfall der integrativen Kraft eines solchen Quartiers werden sozial-, gesell-
schafts- und wohnungspolitische Aufgaben auf andere Teile der Stadt verscho-
ben, insbesondere die Integration von Ausländern und von anderen Haushalten, 
die sich auf dem Wohnungsmarkt nicht selbst behaupten können. Innerhalb des 
Quartiers reduziert sich für Stadtteilgruppen das soziale Korrektiv (z.B. Vorbild-
funktion anderer Schichten für Jugendliche aus Unterschicht-Familien).

Dies mag angesichts der geringen Gebietsgröße und Einwohnerzahl quantita-
tiv vernachlässigbar erscheinen; es stellt jedoch einen durchaus typischen Bei-
trag, den auch andere Quartiere leisten, im Rahmen gesamtgesellschaftlicher 
Veränderungen und ihrer Auswirkungen auf das Stadtgefüge dar, die mit dem 
Stichwort ›Segregation bei Konzentration der Problemfelder‹ angesprochen sei. 
Deshalb ist jedes Gebiet, das einen Beitrag zur Heterogenität von Strukturen 
leistet, erhaltenswert.

Insofern sind unseres Erachtens auch im Hinblick auf die städtebaulichen 
Folgen die Voraussetzungen für eine Soziale Erhaltungsverordnung gegeben. Es 
bleibt jedoch die Frage, ob mit diesem Instrument auf unerwünschte Entwicklun-
gen eingewirkt werden kann. Mit der Sozialen Erhaltungsverordnung können
■ der Abriss preisgünstigen Wohnraums verhindert oder begrenzt werden,
■ in Verbindung mit der Umwandlungsverordnung die Umwandlung von Miet- 

in Eigentumswohnungen oder Teileigentum verhindert oder zumindest zeit-
lich verzögert werden,

■ so genannte Luxusmodernisierungen verhindert werden,
und all diese Vorgänge kontrolliert werden, da sie beantragt werden müssen.

Bei der Begrenzung von Modernisierungen zeigen sich zwar Schwächen des 
Instruments. Das in St. Georg durchaus vorhandene Aufwertungspotenzial nie-
tet nur punktuell Ansatzpunkte für Einreden: Viele Ausstattungsdetails gehö-
ren zum gebietstypischen Standard oder – wie die Nachrüstung von Freisitzen 
und Aufzügen – zu allgemein als sinnvoll erachteten Maßnahmen; oder sie sind 
– wie ›goldene Wasserhähne‹ und Parkettböden – im Rahmen von Instandset-
zungen umsetzbar und somit nicht kontrollierbar. Die Chancen auf Einreden sind 
ebenfalls gering, wenn Eigentümer solche Investitionen nicht auf die Miete ›um-
legen‹, sondern sie als Anlass für allgemeine Mietanhebungen nach § 2 MHG/§ 
558 BGB bzw. bei Mieterwechsel nehmen, wie es gängige Praxis ist.

Möglich ist jedoch die Begrenzung von baulichen Veränderungen in den Woh-
nungen bzw. von Wohnungszusammenlegungen und Teilungen, wie sie auch in 
St. Georg zu beobachten und für die Zukunft zu erwarten sind: z.B. der Einbau 
zusätzlicher Bäder in großen Altbauwohnungen, die Neuaufteilung der Räume 
in Altbauten oder in den engen Wohnungen der Zwischen- und Nachkriegszeit, 
die Schaffung von Maisonette-Wohnungen etc.

Eine weitere Wirkung – neben dem Standardvollzug und der Begrenzung ex-
zessiver Veränderungen – ist aus einem allgemeinen ›dämpfenden Einfl uss‹ auf 
das Investitionsklima, auch auf spekulative Verkäufe von Wohngebäuden zu er-
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19warten, wie die Reaktion auf Investorenseite allein auf die Ankündigung einer 
Verordnung zeigt.

Vor diesem Hintergrund erscheint der Erlass einer Sozialen Erhaltungsver-
ordnung wirksam und wird – in Verbindung mit der Umwandlungsverordnung 
– empfohlen.«

So eindeutig, wie das Votum des Stadtteils und auch des neutralen Gut-
achters ausgefallen war, so eindeutig lehnten die Bezirkskoalitionäre SPD und 
CDU die Einführung einer Sozialen Erhaltungsverordnung mit der Begründung 
im Herbst 2002 ab, die Segregation habe schon stattgefunden, es gäbe nichts 
Schützenswertes mehr. Bezirksamtsleiter Markus Schreiber (SPD) verstieg sich 
zu der Aussage, dass es bei der Verdrängung ja nur »um die Verdrängung der 
ersten durch die zweite Akademikergeneration geht; und dafür brauchen wir 
keine Soziale Erhaltenssatzung« (zitiert nach der vom Einwohnerverein heraus-
gegebenen Stadtteilzeitung »Der lachende Drache« 12/2002).

Aber Menschen sind ja lernfähig, vor allem wenn der eigenen Partei die Fälle 
wegschwimmen: Seit einiger Zeit mutierte eben jener Markus Schreiber zum 
Yuppisierungskritiker. Und so wird denn mit zehnjähriger Verzögerung seit Ende 
2008 auch für St. Georg eine Soziale Erhaltungsverordnung geprüft. Das am 14. 
Juli 2009 vorgelegte Plausibilitätsgutachten (die »Vorstudie«) des Büros ARGE 
empfahl erneut eine entsprechende Verordnung für große Teile St. Georgs, wo-
bei der Zuschnitt des im Hauptgutachtens zu berücksichtigenden Gebiets größer 
ausfallen soll, als das von SPD und GAL getragene Bezirksamt Hamburg-Mitte 
vorgesehen hatte. Nicht zuletzt hatten BewohnerInnen eines Mietshauses in der 
Langen Reihe durch eine Unterschriftensammlung begehrt, ebenfalls in das Un-
tersuchungsgebiet einbezogen zu werden – und siehe da, es hat geklappt!

Der Zuschnitt des zu untersuchenden Gebiets ist tatsächlich von großer Be-
deutung, denn letztlich werden nur die vom Gutachter erfassten und durchleuch-
teten Quartiere und Gebäude in den Genuss kommen, wenn alles gut geht, in 
ein Erlassgebiet einbezogen zu werden. Daher kann nur geraten werden, das 
Untersuchungsgebiet so groß anzulegen wie irgend möglich. Und dies kann sich 
auch auf einzelne Mietshäuser erstrecken, wenn hier ein Umwandlungs- bzw. 
Aufwertungs- und Verdrängungspotenzial gegeben ist.
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20 Es geht auch anders: 
Das Beispiel München
Anders als Hamburg nutzt die Stadt München die Möglichkeiten der Sozialen 
Erhaltungsverordnung extensiv aus. Zwischen Ende 2005 und Ende 2008 sind 
hier insgesamt 14 Erhaltungsgebiete eingerichtet worden; betroffen sind da-
von rund 169.000 BewohnerInnen in 92.000 Wohnungen, die einem besonde-
ren Milieuschutz unterliegen. Anders als Hamburg baut die kleinere Stadt Mün-
chen viel mehr geförderte Wohnungen, im Jahr 2009 etwa 1.800 (bei ca. 5.000 
Wohnungsfertigstellungen insgesamt). Anders als Hamburg propagiert die bay-
rische Landeshauptstadt die Sozialen Erhaltungsverordnungen als städtebau-
liches Instrument nachdrücklich und trägt damit in einer Reihe von Quartieren 
zur Sicherung der Bevölkerungsmischung maßgeblich bei. Anders als Hamburg 
nutzt München ein erheblich vereinfachtes und damit weniger zeitaufwändiges 
Verfahren, um Gebiete unter den Schutz einer Sozialen Erhaltungssatzung zu 
stellen. Nicht zeitraubende Erhebungen und sonstige Gebietsanalysen sind nö-
tig, sondern die Bewertung eines von der Gentrifi zierung bedrohten Quartiers 
erfolgt über eine Berücksichtigung verschiedener Indikatoren. Zitieren wir aus 
einem Papier der Landeshauptstadt München zur »Methodik«, wie Soziale Er-
haltungsverordnungen zustande kommen:

»Die Ermittlung erfolgt anhand eines Kriterienkatalogs, mit dem das Aufwer-
tungs- und Verdrängungspotenzial der Untersuchungsgebiete eingeschätzt wird. 
Es wird in allen Stadtbereichen gleich angewendet. Das methodische Vorgehen 
wurde im April 2005 vom Bayerischen Verwaltungsgerichtshof bestätigt. Im Ein-
zelnen werden folgende Indikatoren, deren Ausprägungen mit denen der Ge-
samtstadt verglichen werden, verwendet:
Aufwertung:
■ Anteil der Wohnungen in Gebäuden erbaut vor 1949 in % des Wohnungsbe-

standes,
■ Anteil an Wohnungen in Gebäuden erbaut zwischen 1949 und 1968 in % des 

Wohnungsbestandes,
■ Anteil der Wohnungen in Gebäuden mit Umbauaktivität in den letzten fünf 

Jahren in % des Wohnungsbestandes,
■ Anteil der Abgeschlossenheitsbescheinigungen für Altbauten in % des Woh-

nungsbestandes,
■ Lage von Gebieten und ihrem Umfeld nach dem Mietspiegel.
Verdrängung:
■ Mittlere Wohndauer der deutschen Bevölkerung,
■ Anteil der Deutschen mit einer Wohndauer von zehn und mehr Jahren,
■ mittlere Wohndauer der ausländischen Bevölkerung,
■ Anteil der über 74-jährigen,
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21■ Anteil der Wohngeldempfängerinnen und Wohngeldempfänger,
■ Anteil der ausländischen Bevölkerung,
■ Kaufkraft in Euro je Einwohner,
■ Anteil Haushalte mit Nettoeinkommen bis 1.500 Euro monatlich.«8

Aber nicht nur Soziale Erhaltungssatzungen kommen in München vermehrt zur 
Anwendung, auch die Zweckentfremdung von Wohnraum (z.B. in Form der Um-
widmung von Wohn- zu Gewerberaum oder einem Herbergsbetrieb, auch bei 
Leerstand von mehr als drei Monaten) wird viel konsequenter bekämpft.

Besonders interessant ist das Modell einer genossenschaftlichen Immobi-
lienagentur (GImA), die u.a. von der Stadt München getragen wird. Sobald die 
Stadt in einem Gebiet der Sozialen Erhaltungsverordnung ihr Vorkaufsrecht 
nutzt, besteht die Chance, das betreffende Objekte über die GImA an ein ge-
nossenschaftliches Wohnungsunternehmen zu verkaufen, wohlgemerkt zum 
gleichen Preis, also ohne zusätzliche Gewinnmarge. Die MieterInnen werden in 
die Entscheidung miteinbezogen und gefragt, ob sie der interessierten Genos-
senschaft beitreten und Anteile erwerben wollen. Bei etwaigen fi nanziellen Pro-
blemen werden vernünftige Einzelfallregelungen getroffen. Die entsprechenden 
Häuser werden damit der Spekulation entzogen, die Mietpreise bleiben mode-
rat, die Genossenschaftsanteile der MieterInnen werden bei Auszug verzinst 
zurückerstattet.

Laut Angaben des Vereins Mieter helfen Mietern – er fordert seit langem die 
Etablierung einer genossenschaftlichen Immobilienagentur – sind in Hamburg 
an diesem Modell diverse Wohnungsgenossenschaften interessiert. Von Mün-
chen lernen könnte in diesem Fall bedeuten, im Kampf gegen die Gentrifi zie-
rung voranzukommen!

Verdrängungsprozesse und 
die Position der LINKEN

Ende 2009 ist die Diskussion um den Sinn und die Möglichkeiten, aber auch 
die Grenzen der Sozialen Erhaltungsverordnung neu entbrannt. Wachsende Kri-
tik an der Stadtentwicklungspolitik aus den Reihen der Stadtteilinitiativen, aber 
auch seitens der Partei und Fraktion DIE LINKE haben für eine wachsende Auf-
merksamkeit seitens der Regierungsparteien CDU/GAL und der SPD gegen über 
diesem Problem gesorgt – von Umdenken kann allerdings noch nicht die Rede 
sein. Während der Bezirk Hamburg-Mitte die seit Ende der 1990er Jahre in St. 

8 »Vormerkung zu Erhaltungssatzung« des Referats für Stadtplanung und Bauordnung der Stadt 
München von 2008/2009.
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22 Georg erhobene Forderung nach einer Sozialen Erhaltungsverordnung über ein 
Jahrzehnt wiederholt ablehnte (selbst dann noch, als 2002 ein von der Stadt 
in Auftrag gegebenes Gutachten eben dies empfahl), und während der CDU-
Schill-Senat 2003 gegen die Proteste der Mieterverbände und der Betroffenen 
die Erhaltungsverordnungen für die Gebiete Eimsbüttel-Nord/Hoheluft-West 
und Barmbek-Süd/Uhlenhorst kurzerhand aussetzte, ist inzwischen Bewegung 
in die Diskussion gekommen. Zu einer Debatte zu diesem Thema in der Ham-
burgischen Bürgerschaft am 9. Dezember 2009, ausgelöst durch eine Große 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, stellte nicht nur diese den Antrag, den Erlass 
von Sozialen Erhaltungsverordnungen samt Umwandlungsverordnung für »alle 
innenstadtnahen Stadtteile« anzugehen, auch die SPD optierte in dieser Rich-
tung, und selbst die Regierungskoalition aus CDU und GAL formulierte, wenn 
auch etwas schwammiger, den vermehrten Erlass von sozialen Erhaltungsver-
ordnungen »in Erwägung zu ziehen« (Bürgerschafts-Drucksachen 4792, 4811 
und 4714).

Neuerdings lässt auch der Bürgermeister Ole von Beust verlauten, »Soziale 
Erhaltungssatzungen sind möglich«, er wolle gar einen »Wohnungsbaukoordi-
nator einsetzen, um mögliche Konfl ikte zwischen Stadt, Investoren und Anwoh-
nern früher zu klären« (taz vom 14.12.2009). 

Es bestehen also gute Chancen für die Gruppen und Initiativen in verschie-
denen Stadtteilen, für ihre Bereiche Soziale Erhaltungsverordnungen vermehrt 
einzufordern. Tatsächlich befi nden sich neben dem laufenden Erhaltungsgebiet 
Südliche Neustadt die Quartiere St. Georg-Mitte (Büro »ARGE«) und St. Pauli-
Mitte/St. Pauli-Süd (Büro »Analyse + Konzepte« = a+k) in der Phase der Vor- 
bzw. Hauptstudie; für die Sternschanze (»Forschung + Beratung für Wohnimmobi-
lien und Umwelt GmbH« = F+B) und das Karoviertel (a+k) sind Prüfungsaufträge 
auf den Weg gebracht. Unklar ist zurzeit noch eine Beauftragung für das Ge-
biet Eimsbüttel-Süd.

Gegen Gentrifi zierung aktiv werden!
DIE LINKE in Hamburg, sowohl auf Stadtteil-, Bezirks- als auch auf Bürgerschafts-
ebene unterstützt den Kampf gegen die Gentrifi zierung. Es geht darum, das 
Wohnrecht von Tausenden Menschen vor allem in den innerstädtischen Quar-
tieren zu sichern und gegen die Folgen der Aufwertung aktiv zu werden. Gelin-
gen wird dies nur, wenn sich dafür verschiedenste Gruppen auch auf Stadtteil-
ebene zusammenschließen, so wie es hamburgweit bereits das Netzwerk »Recht 
auf Stadt« gegenwärtig vormacht. Gelingen wird dies zudem nur dann, wenn ein 
ganzes Bündel an Forderungen entwickelt und auch realisiert wird, um das Ruder 
der Stadt(teil)entwicklungspolitik in eine andere Richtung zu lenken. Die Frak-
tion DIE LINKE hat dazu am 9. Dezember 2009 folgende Überlegungen in die 
Bürgerschaft im Rahmen einer Debatte zur Gentrifi zierung eingebracht:
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23»Aufwertung und Verdrängung in den Quartieren stoppen!

Spätestens seit den 1990er Jahren, in einigen Vierteln auch schon früher einset-
zend, zeigen sich in der Freien und Hansestadt Hamburg die negativen Auswir-
kungen der oftmals sanierungsbedingten Aufwertung und Modernisierung und 
der daraus resultierenden Verdrängung vieler, teilweise langansässiger Men-
schen aus ihren Wohnquartieren. Die unter dem Begriff Gentrifi zierung zusam-
mengefassten Entwicklungen sind in den vergangenen Monaten zum Gegenstand 
breit geführter, öffentlicher Auseinandersetzungen geworden. Insbesondere die 
Besetzung des bedrohten Gängeviertels, das Manifest ›Not In Our Name, Marke 
Hamburg!‹, der Konfl ikt um das Frappant-Gelände und die Aktivitäten des neu 
gebildeten Netzwerks ›Recht auf Stadt‹ haben die Frage nach der weiteren Ent-
wicklung Hamburgs im Interesse seiner BewohnerInnen auf die Tagesordnung 
gesetzt. Deutlich ist dabei, dass in der Stadtentwicklungspolitik, die bisher vor 
allem auf ›Leuchtturmprojekte‹ und den Ausbau von renditeträchtigem Gewer-
beraum (Büros, Hotels) bei gleichzeitiger Vernachlässigung des sozialen Woh-
nungsneubaus und des Schutzes besonders von der Aufwertung bedrohter Quar-
tiere setzt, ein grundsätzlicher Richtungswechsel vonnöten ist.

Die durch verschiedene Kleine und Große Anfragen an den Senat und andere 
Untersuchungen zutage getretenen bzw. erhärteten Tendenzen belegen die Fehl-
entwicklung der Stadtentwicklungspolitik. So ist z.B. auf ehemals städtischen 
Grundstücken zwischen 2002 und 2008 nahezu drei Mal so viel Gewerberaum 
(508.300 qm BGF) entstanden wie für Wohnzwecke (173.800 qm BGF), obwohl 
der Senat das Ziel einer auch bevölkerungsmäßig ›wachsenden Stadt‹ verfolgt 
und etwa eine 1 Mio. qm Büroraum leer stehen. Als Ergebnis des in den letz-
ten Jahren massiv reduzierten sozialen Wohnungsbaus und des daraus resultie-
renden Wohnungsmangels explodieren rund um die City die Preise (in St. Pauli 
von 2005 bis September 2009 um 27,7%), werden in großer Anzahl Miet- in Ei-
gentumswohnungen umgewandelt (in St. Georg wird von einer Erhöhung der Ei-
gentumsquote um 10% innerhalb von zehn Jahren gesprochen), geht der Anteil 
der AusländerInnen und der Familien mit Kindern massiv zurück usw.

Diese Zahlen und viele weitere Daten belegen, welchen Stellenwert die Auf-
wertung und Verdrängung vor allem in den innerstädtischen Vierteln mittlerweile 
erlangt hat. Wohnen wird hier immer teurer, diese Quartiere werden zu Hoch-
burgen gut verdienender Schichten und immer neuer Hotel- und Gewerbebauten, 
die soziale Entmischung (Segregation) schreitet voran: Den Reichen die Altbau-
quartiere in der City, den Armen die Geschosswohnungen am Stadtrand!

Vor diesem Hintergrund möge die Bürgerschaft beschließen:
Der Senat wird aufgefordert,

 1. ab 2010 sämtliche Höchstgebotsverfahren auszusetzen und die Vergabe 
städtischer Grundstücke verstärkt nach stadtteilorientierten, integrierten 
und den Faktor Wohnen betonenden Kriterien bei Bevorzugung von Mieter- 
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24 und Wohnungsbaugenossenschaften sowie Baugemeinschaften zu betrei-
ben;

 2. ab 2010 die Abgabepfl icht der SAGA GWG vollständig und dauerhaft aus-
zusetzen, den sozialen Wohnungsbau wieder stärker anzufahren und in an-
wachsendem Maße bis zum Jahre 2012 alljährlich auf die Zahl von 3000 
bis 4000 neu errichteten, öffentlich geförderten Sozialwohnungen zu kom-
men;

 3. bis zum 30. März 2010 alle Möglichkeiten zu prüfen, inwieweit mit den beste-
henden Regelungen Mietpreiserhöhungen eingedämmt werden können;

 4. bis zum 30. März 2010 zu prüfen, welche Möglichkeiten bzw. Alternativen 
bestehen, Mietpreisbindungen über die reguläre Laufzeit hinaus zu verlän-
gern;

 5. bis zum 30. März 2010 die Mietobergrenzen für Hartz-IV-BezieherInnen um 
100 Euro heraufzusetzen;

 6. bis zum 30. Juni 2010 eine groß angelegte Untersuchung zu den Ursachen 
und Phänomen der Gentrifi zierung in den hamburgischen Stadtteilen vor-
zulegen und darin nicht zuletzt herauszukristallisieren, welche zurzeit noch 
unzureichend vorhandenen Datenbestände geschaffen werden müssen;

 7. bis zum 30. Juni 2010 eine eigene Abteilung zum Komplex Gentrifi zierung 
innerhalb der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt einzurichten;

 8. bis zum 30. Juni 2010 die Voraussetzungen für ein vereinfachtes Verfahren 
in Sachen sozialer Erhaltenssatzungen samt Umwandlungsverordnung (vgl. 
dazu u.a. die Regelungen in München) zu schaffen;

 9. bis zum 30. September 2010 zu prüfen, inwieweit in allen innenstadtnahen 
Stadtteilen soziale Erhaltensverordnungen inklusive damit verbundenen Um-
wandlungsverordnungen erlassen werden können;

10. bis zum 30. September 2010 einen revolvierenden Fonds in Höhe von 25 
Millionen Euro anzulegen, mit dessen Hilfe das städtische Vorkaufsrecht 
nach § 24 BauGB Absatz 1 Satz 3 und 4 bei möglichst vielen in Betracht 
kommenden Immobilien realisiert werden kann, um für die betroffenen Mie-
terInnen günstige Mieten zu gewährleisten bzw. vorübergehend Immobilien 
zu erwerben, deren KäuferInnen keine Mieterschutzgarantien geben;

11. bis zum 30. September 2010 den Mietenspiegel unter Beteiligung vor allem 
der Mieterverbände und –zusammenschlüsse zu überprüfen und insbeson-
dere dahingehend zu verändern, nicht nur die Neuvermietungen in die Be-
rechnungen eingehen zu lassen;

12. bis zum 31. Dezember 2010 insbesondere für die innerstädtischen Viertel – 
in enger Zusammenarbeit und bei umfassender Beteiligung der BürgerInnen 
– stadtteilentwicklungspolitische Leitbilder zu erstellen;

13. spätestens bis zum 31. Dezember 2010 eine Bundesratsinitiative auf den 
Weg zu bringen, die Kappungsgrenze laut § 558 BGB – die zurzeit Erhö-
hungen der Kaltmiete innerhalb von drei Jahren auf 20 Prozent begrenzt – 
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25dahingehend zu verändern, dass innerhalb von fünf Jahren die Kaltmiete um 
maximal 20 Prozent erhöht werden darf;

14. spätestens bis zum 31. Dezember 2010 eine Bundesratsinitiative auf den 
Weg zu bringen, eine umfassende Mieterschutzgesetzgebung für Kleinge-
werbetreibende zu schaffen;

15. spätestens ab 2011 in den Mischvierteln einen mindestens 30prozentigen 
Anteil für Wohnzwecke bei einem Großteil der (Gewerbe-) Neubauvorhaben 
zu berücksichtigen;

16. die genannten Maßnahmen in einem dauerhaften Dialog mit den einschlä-
gigen Mieterverbänden und –zusammenschlüssen zu realisieren und wei-
testgehende Transparenz für die Öffentlichkeit herzustellen.«9

Für den Kampf gegen die Gentrifi zierung sind allerdings nicht nur die nachhal-
tigen Forderungen und Konzepte gefragt, dem vorausgehen sollte in den ein-
zelnen Stadtteilen eine gute Ist-Analyse. Dazu gehören u.a. Daten zur Bevölke-
rungsentwicklung, zum sich verändernden Anteil der benachteiligten Gruppen, 
der Menschen ohne deutschen Pass, der TransferleistungsbezieherInnen, der 
Menschen mit Handicaps, der Familien mit Kindern und der SeniorInnen. Wich-
tig sind sicherlich auch Angaben zur Einkommensentwicklung, zur Arbeitslo-
sigkeit und zum Anteil der Sozialwohnungen etc. Viele diese Daten sind den 
Materialien des Statistischen Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein, ins-
besondere den alljährlich von ihm herausgegebenen »Hamburger Stadtteil-Pro-
fi len« zu entnehmen (herunterzuladen über die Website www.statistik-nord.
de). Weitere Angaben, insbesondere über die Stadtteile Neustadt, St. Georg, 
St. Pauli, Sternschanze, Altona-Nord und Eimsbüttel, fi nden sich in der Großen 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum Thema »Gentrifi zierung oder: Aufwertung 
und Verdrängung in Hamburger Stadtteilen«10 sowie in weiteren Anfragen auf 
Bürgerschaftsebene.

Wichtige Indikatoren zur Bewertung des Standes der Gentrifi zierung in den 
einzelnen Stadtteilen werden in Hamburg angeblich jedoch gar nicht erhoben 
oder sind nicht verfügbar. Dazu gehören beispielsweise Angaben über die Zahl 
der erteilten Abgeschlossenheitserklärungen und die erfolgten Umwandlungen 
von Miet- in Eigentumswohnungen, die Mietpreisentwicklung, die Eigentumsquote, 
die Zahl der Betriebe, insbesondere der Hotels, Gaststätten und der außen-
gastronomisch tätigen Kneipiers, die Einsätze des Bezirklichen Ordnungsdiens-
tes (BOD) zur Überprüfung von Lärmbelästigungen und mit Kneipentischen etc. 
zugestellten Gehwegen in den Szenevierteln. Hier ist es notwendig, vom Senat 

9 Antrag der Fraktion DIE LINKE für die Bürgerschaftsdebatte am 9. Dezember 2009, Bürger-
schaftsdrucksache 19/4792. Bezeichnenderweise wurde dieser Antrag nicht zur weiteren Bera-
tung in den Stadtentwicklungsausschuss überwiesen – da waren sich GAL, CDU und SPD einig, die 
lediglich ihre Anträge für berücksichtigenswert hielten.

10 Bürgerschafts-Drucksache 19/4468 vom 24.11.2009, herunterzuladen über die Website 
www.buergerschaft-hh.de/parldok

Eine gute Ist-
Analyse ist 
eine wichtige 
Basis für 
politisches 
Handeln



26 und auch den Bezirksämtern einzufordern, die Datenlage beträchtlich zu ver-
bessern und ein so genanntes Sozialmonitoring für die einzelnen Stadtteile ein-
zurichten. Letzteres hat der Senat in seinem jüngst vorgelegten »Rahmenpro-
gramm integrierte Stadtteilentwicklung« (RISE) in Aussicht gestellt.11 Hier heißt 
es auf Stadtteil-, Bezirks- und Bürgerschaftsebene dran zu bleiben und bestän-
dig nachzuhaken und das darin enthaltene Versprechen einer intensiveren Bür-
gerInnenbeteiligung immer wieder einzufordern.12

Die Möglichkeiten der Sozialen Erhaltungsverordnung samt 
Umwandlungsverordnung nutzen!
Auch wenn die Soziale Erhaltungsverordnung in Verbindung mit einer Umwand-
lungsverordnung ihre Grenzen hat, sollten alle vorhandenen rechtlichen Möglich-
keiten im Interesse einer an den Interessen der Bevölkerung orientierten Politik 
extensiv genutzt werden. Die Verordnungen stellen ein Instrument dar, insbe-
sondere in den Aufschickungsvierteln Eigentumsumwandlungen und Abbrüche 
bzw. Neubauten zu beschränken und damit die Aufwertungsspirale zu dämp-
fen. Weitere Instrumente sind zeitgleich anzugehen und einzufordern, zum Bei-
spiel ein Mietenstopp für die Wohnungen des öffentlichen Unternehmens SAGA 
GWG. Wichtig wäre eine andere Vergabepraxis bei den städtischen Grundstü-
cken; hier sollte ein erheblicher Anteil (die SPD fordert 40%) explizit für geför-
derten Wohnungsneubau genutzt werden. Auch der vom Senat (mit 100 Woh-
nungen nur in Mäuschenschritten) angegangene Ankauf von Belegungsbindungen 
weist in die richtige Richtung (allerdings schwebt uns eine vierstellige Größen-
ordnung vor). Gerade die im Treuhandeigentum von Sanierungsträgern befi nd-
lichen Wohnungsbestände müssen zur Stabilisierung günstiger Mietverhältnisse 
eingesetzt werden. Der Zweckentfremdung und dem Leerstand von Wohn- und 
Gewerberaum muss endlich massiver begegnet werden, einschließlich von ge-
setzlich möglichen Enteignungen in besonders krassen Fällen.

Dies sind nur einige der vorhandenen Instrumentarien, mittels derer Woh-
nungspolitik positiv betrieben werden könnte. Sie müssen nur extensiver in 
Anspruch genommen werden! Soziale Erhaltungs- und Umwandlungsverord-
nungen sind vor allem für die innerstädtischen Quartiere sinnvoll, denn hier fi n-
det seit einigen Jahren eine massive Verdrängung statt. Solche Verordnungen 
dürfen keinesfalls erst dann kommen, wenn die Aufwertungspotenziale bereits 
weitgehend erschöpft sind. Vielmehr muss es in all denjenigen Vierteln um Er-
haltungsverordnungen gehen, die für eine Aufschickung vorbereitet werden. In 
nahezu allen Sanierungsgebieten nutzen viele HauseigentümerInnen und Spe-
kulantInnen die Aufwertung ihrer Immobilien nach Abschluss der Sanierung aus 

11 Bürgerschafts-Drucksache 19/3652 vom 21.7.2009
12 Zur Bewertung des RISE-Papiers siehe auch den Kommentar unter http://www.linksfraktion-

hamburg.de/index.php?id=1308&tx_ttnews[tt_news]=2790&tx_ttnews[backPid]=595
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Steuermitteln dazu, die Mieten drastisch zu erhöhen und einen Teil der zeit-
weise gebundenen Miet- in teure Eigentumswohnungen umzuwandeln. Für alle 
Sanierungsgebiete ist daher grundsätzlich zu fordern, dass noch während des 
laufenden Verfahrens Soziale Erhaltungsverordnungen samt Umwandlungsver-
ordnung erlassen werden.

Solche Verordnungen sind auch sinnvoll für Gebiete, in denen die Stadtent-
wicklungspolitik des Senats Raum greift. Dies gilt z.B. in Hamburg für die Ved-
del, erst recht für Wilhelmsburg, das durch den »Sprung über die Elbe« mit der 
2013 stattfi ndenden Internationale Bau-Ausstellung (IBA) und der Internationa-
len Garten-Schau (IGS) im Interesse einer anderen Klientel als den heute dort 
lebenden BewohnerInnen her- und zugerichtet werden soll. Wer die Lebens- 
und Wohnsituation der ansässigen Wohnbevölkerung verteidigen und sichern 
möchte, wer keinen Masterplan der Verdrängung all der »störenden«, lauten, ar-
men und aufmüpfi gen Bevölkerungsgruppen realisieren will, muss rechtzeitig die 
vorhandenen Schutzrechte anwenden. Und das heißt: bereits vor dem »Umkip-
pen« eines Viertels eine Soziale Erhaltungsverordnung und eine Umwandlungs-
verordnung auf den Weg zu bringen. Dafür muss das Verfahren zur Schaffung 
eines solchen Erhaltungsgebiets deutlich entschlackt und damit beschleunigt 
werden. Die Erfahrungen in der Stadt München zeigen, dass so etwas geht und 
es auch mit einem vereinfachten Verfahren möglich ist, innerhalb kurzer Zeit 
neue Erhaltungsgebiete auszuweisen.

Das alles wird nur funktionieren, wenn es gelingt, den Senat weiter unter 
Druck zu setzen, endlich mehr gegen die Aufwertung und Verdrängung in Ham-
burger Stadtteilen zu tun. DIE LINKE wird sich auch weiterhin 
im Interesse einer fortschrittlichen Stadt(teil)ent-
wicklungspolitik und vor allem der benachteiligten 
BewohnerInnen daran beteiligen.
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